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 „Ist der Schutz unserer Gesundheit mit mehr Schienenlärm vereinbar?“

Zum vierten Forum der Bürgerinitiative Berlin  Nord/Ost Gesund Leben an der Schiene e.V. waren 160 Betroffene/Interessierte erschienen. Leider hatte die Bahn keinen Vertreter geschickt.  

Mit unseren  Gästen Dipl. Ing.Heinz-Joachim Bona vom Deutschen Bahnkundenverband e.V., dem Bundestagsabgeordneten Stefan Liebich (Die Linke) und Johannes Kraft (CDU) von der BVV Pankow hatten wir interessante Gesprächspartner auf dem Podium.

Zunächst wurde ein Dokumentarfilm über den unerträglichen Lärm der Güterzüge im Mittelrheintal gezeigt, der  vor Augen führte, was bei noch größerer Zugdichte und der geplanten höheren Geschwindigkeit auf der Stettiner Strecke auf die Betroffenen zukommen würde, wenn nicht schnellstens angefangen wird alles technisch Machbare gegen den Schienenlärm in die Wege zu leiten.

Mobilisierung und Vernetzung sollte der Inhalt unseres Forums sein: Nachdem wir schon Kontakt mit sehr vielen in ganz Deutschland und Europa agierenden Bürgerinitiativen gegen Bahnlärm aufgenommen haben, stand diesmal die Zusammenarbeit mit den verschiedensten regionalen Bürgerinitiativen im Mittelpunkt, die sich einerseits mit der Entwicklung eines besseren Nahverkehrs beschäftigen bzw. gegen  verschiedenste Ursachen von die Gesundheit gefährdenten Lärm kämpfen. So trug man sich auch in die Unterschriftenlisten gegen Nachtfluglärm ein, da es uns um das Recht aller Bürger auf gesunden Nachtschlaf geht.

Dem Bahnkundenverband geht es um eine bessere Anbindung der Region Nord /Ost an den  Regionalverkehr so z.B. durch den Bau eines Regionalbahnhofes in Berlin-Buch, durch den Ziele wie der neue Flughafen, der Hauptbahnhof oder Bahnhof Lichtenberg wesentlich schneller zu erreichen sind. Auch ein 10-Minuten-Takt der S-Bahn bis Bernau steht auf der Forderungsliste.

Solche Ziele scheinen im Widerspruch zu einer Bürgerinitiative zu stehen, die sich um Verringerung des Bahnlärms bemüht. Da aber mit jedem dieser Projekte, wenn es realisiert wird, die Bürger/innen die Möglichkeit erhalten in einem damit verbundenen Planfeststellungsverfahren Einfluss auf die Lärm- und Gesundheitsfragen zu nehmen, löst sich dieser scheinbare Wiederspruch schnell auf.

Sehr erfreut wurde die Nachricht aufgenommen, das die Arbeiten am Planfeststellungsverfahren das Karower Kreuz betreffend wieder kurz vor der Aufnahme stehen.

Die BINO kämpft nicht gegen die Verbesserung des Regional- und S-Bahn-Verkehrs und auch nicht gegen eine weitere Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene. 

Wir wollen Verringerung des Lärms durch technische Verbesserung der Wagen, Abschleifen der Schienen und andere Lärmschutzmaßnahmen.

Wir wollen, dass die gleichen Lärmschutzvorgaben für Bürger an bestehenden Schienen gelten,  wie an neu geplanten oder neu gebauten Strecken. Denn dort ist Lärmschutz möglich, dort werden Lärmschutzwände gebaut, die Häuser mit entsprechenden Fenstern ausgestattet.  

Der Freibrief der Bahn, an Bestandsstrecken mit immer mehr veraltenden Güterwagen auf immer abgefahreneren Gleisen immer häufiger und immer schneller zu fahren, muss ganz schnell abgeschafft werden genau wie der sogenannte Schienenbonus. Dafür bedarf es aber auch Messungen, wie stark der Lärm an den Schienen das gesundheitsgefährdende Maß überschreitet.

Während in der Schweiz die Lärmemissionen regelmäßig, flächendeckend direkt an den Schienen gemessen werden, „errechnet“ die Bahn in Deutschland den Lärm am grünen Tisch. Diese Rechenergebnisse werden von niemandem kontrolliert. 

Das Eisenbahn-Bundesamt schrieb unserer Bürgerinitiative am 13.9.2011: 

„Bezüglich lhrer Anfrage nach einem Gesprächstermin möchte ich Sie darauf hinweisen, dass das Eisenbahn-Bundesamt keinerlei Forschung in Sachen Lärmschutz vornimmt.“

Und darum sind wir gezwungen eigene gerichtsverwertbare Messwerte zu beschaffen. Wir sind sehr dankbar und sehen es als einen ersten gemeinsamen, politischen  Erfolg an, dass wir von der Gemeinde Panketal 2000 Euro als Co-Finanzierung für eine Messstation zugesprochen bekommen haben. Viele Teilnehmer haben bei dem Forum Geld für diese Messstation gespendet. Der Aufruf dieses Projekt zu unterstützen und weitere Sponsoren zu finden fand mit großem Applaus die Zustimmung der Anwesenden. Wir sind sehr optimistisch, dieses Ziel erfolgreich umzusetzen.

Die Schweiz hat viel eher begriffen, dass Lärmschutz notwendig ist für die Gesundheit der Bürger, deren Schädigung am Schluss doch wieder alle bezahlen müssen, und so hat man im Jahr 2000 begonnen, das technisch Machbare für das ganze Land umzusetzen.

Hier gibt es ein schon beschlossenes Programm. Die Umrüstung von 11 200 Wagen auf die K Sohle ist bereits Realität, der Einbau von 85.000 Schallschutzfenstern und weiteren 250 km Schallschutzwänden bis 2015 belaufen sich auf 1,28 Mrd CHF (1,06 Mrd. €). Die Schweiz hat den Anreiz für die Lärmsanierung der Güterwagen durch ein neues Trassenpreissystem erhöht, woduch der größte Teil der Kosten langfristig gedeckt werden wird. 

Davon sind wirin Deutschland noch weit entfernt. Bestandschutz und Schienenbonus, der selbst bei neuen Trassen mehr Lärm erlaubt, als gesundheitlich zuträglich ist, werden zwar von den Abgeordneten aller Parteien kritisiert, aber das Problem wird, wie Stefan Liebich berichtet, ständig von der Tagesodrnung genommen.

Wir alle haben verstanden, dass wir nichts erreichen, wenn jede kleine Bürgerinitiative für sich allein kämpft. 

Wenn wir die Politik und die Lärmverursacher zum Handeln zwingen wollen, müssen alle Menschen, die Nacht für Nacht an ausreichendem Schlaf gehindert werden, zusammenarbeiten – egal ob es sich um Lärm von der Schiene, von Flugzeugen oder Lastwagen handelt. Jeder vermeidbare Lärm muss bekämpft werden, wie schon Robert Koch (1843-1910) sagte: 

„Es wird eine Zeit kommen, da wird man den Lärm bekämpfen müssen, wie heute die Cholera und die Pest“

Und so haben wir in unserer Veranstaltung eine Resolution beschlossen (mit 156 Ja-Stimmen und 4 Enthaltungen), die der Bundesregierung und den Fraktionsvorsitzenden der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien sowie der Landesregierung von Brandenburg und dem Senat von Berlin übergeben wird. Diese Resolution wird auch den vielen anderen Bürgerinitiativen gegen Bahnlärm Deutschland und europaweit übermittelt sowie den regionalen Initiativen, mit denen wir zusammenarbeiten.  

Für den Herbst 2012 einigte man sich mit den anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine Aktion ein Zeichen auch in Bezug auf die Bundestagswahlen im nächsten Jahr zu setzen.  

